
4. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 01.09.2024, dürfen in der Osterfelder 
Innenstadt im Zusammenhang mit dem 37. Osterfelder 
Stadtfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW 
von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffenen Ausnahmeregelungen gelten für 
Verkaufsstellen in der Osterfelder Innenstadt in den von 
den nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Bergstr. 1 - 16, Bottroper Str. 153 - 167, Gildenstr. 1 - 30, 
Heinestr. 1 - 4, Kirchstr. 3 - 18, Marktplatz Osterfeld, 
Straße am Marktplatz Osterfeld 2 - 8, Im Wiedemhof 2. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

5. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 06.10.2024, dürfen in der „Neuen 
Mitte“ Oberhausen im Zusammenhang mit dem West-
field Centro Familienfest „Neue Mitte“ Verkaufsstellen im 
Sinne des § 3 LÖG NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Einkaufszentrum Westfield Centro, 
Centroallee. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
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Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

6. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 03.11.2024, dürfen in der „Neuen 
Mitte“ Oberhausen im Zusammenhang mit der Freizeit- 
und Reisemesse Ruhr Verkaufsstellen im Sinne des § 3 
LÖG NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Einkaufszentrum Westfield Centro, 
Centroallee. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden.

§ 4 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

7. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 08.12.2024, dürfen in der „Neuen 
Mitte“ Oberhausen im Zusammenhang mit den Westfield 
Centro Weihnachtsmärkten Verkaufsstellen im Sinne des 
§ 3 LÖG NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Einkaufszentrum Westfield Centro, 
Centroallee. 
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§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

8. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 15.09.2024, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit der Kröös- 
kärmes Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von den 
nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen 
sowie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
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9. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffener Sonntag 

 
Am Sonntag, dem 08.12.2024, dürfen im Stadtteil 
Schmachtendorf im Zusammenhang mit dem Nikolaus-
markt Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Stadtteil Schmachtendorf in den von den 
nachfolgenden Straßen umschlossenen Bereichen so-
wie für Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen 
und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Schmachtendorfer Str. 102 - 159, Dudeler Str. 1 - 13, 
Hiesfelder Str. 191 - 208 und Buchenweg 8 - 14. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024  
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 

 

10. Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen 
2024 vom 12.07.2024 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der 
Stadt Oberhausen vom 01.07.2024 für das Gebiet der 
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:  
 

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage 

 
Am Sonntag, dem 22.09.2024, dürfen im Innenstadt-
bereich Alt-Oberhausen im Zusammenhang mit dem 
Cityfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG NRW von 
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein. 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Ver-
kaufsstellen im Innenstadtbereich Alt-Oberhausen in 
den von den nachfolgenden Straßen umschlossenen 
Bereichen sowie für Verkaufsstellen, die an die genann-
ten Straßen und Plätze unmittelbar angrenzen: 
 
Elsässer Straße, Gewerkschaftsstr. 47 - 100, Goebenstr. 
15 - 113, Havensteinstr. 27 - 54, Helmholtzstr. 13 - 173, 
Hermann-Albertz-Str. 54 - 206, Langemarkstraße, 
Lothringer Str. 2 - 37, Marktstr. 24 - 197, Nohlstr. 40 - 97, 
Paul-Reusch-Str. 4 - 81, Saarstr. 36 - 89, Stöckmannstr. 
26 - 110 und Wörthstr. 3 - 19. 
 

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten 

 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-

sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen Geschäfts-
zeiten Verkaufsstellen offenhält. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG 

NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 

 
§ 4 

Inkrafttreten/Außerkrafttreten 
 
1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.  
 
2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2024 außer Kraft. 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird 
hiermit verkündet. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Stadt Oberhausen 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Oberhausen, 12.07.2024 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Lärmaktionsplan 2024 
 

Bekanntmachung 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Lärm-
aktionsplanung gemäß § 47 d Abs. 3 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
hier: Lärmaktionsplan der Stadt Oberhau-
sen, 4. Runde – Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Lärmbelastung stellt ein großes Umwelt- und Gesund-
heitsproblem dar. Dies gilt insbesondere in Städten und 
Ballungsräumen, wo die Belastungen durch die Vielzahl 
der Lärmquellen besonders hoch sind. Lärm verursacht 
Krankheiten und vermindert das Wohlbefinden von 
Menschen. Durch Lärm werden Wohngebiete unattraktiv 
und Immobilienpreise sinken. Es entstehen zusätzlich 
hohe Folgekosten. Um auf dieses Problem zu reagieren, 
hat die Europäische Union im Jahr 2002 die sogenannte 
Umgebungslärmrichtlinie (RICHTLINIE 2002/49/EG über 
die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm) 
verabschiedet, die in den §§ 47 a - 47 f des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in nationales 
Recht umgesetzt wurde. Mit diesen gesetzlichen 
Regelungen sollen schädliche Auswirkungen und Be-
lästigungen durch Umgebungslärm verhindert und ver-
mindert, bzw. es soll ihrem Entstehen vorgebeugt werden. 
 
Die Stadt Oberhausen ist nach § 47 d BImSchG ver-
pflichtet Lärmaktionspläne aufzustellen. Nach der EU-
Richtlinie ist der Lärmaktionsplan alle fünf Jahre zu 
überprüfen und fortzuschreiben. Daher wurde nun für 
die Stadt Oberhausen ein Lärmaktionsplan 4. Runde 
aufgestellt. Als Lärmquellen werden im Rahmen der Um-
gebungslärmrichtlinie der Straßenverkehrslärm, der 
Schienenverkehrslärm, der Flugverkehrslärm und der 
Lärm von bestimmten Industrieanlagen nach der Indus-
trieemissionsrichtlinie (RICHTLINIE 2010/75/EG über 
die integrierte Vermeidung und Verminderung von Um-
weltverschmutzung) berücksichtigt. 

Gemäß § 47 d Abs. 3 BImSchG muss die Öffentlichkeit 
rechtzeitig und effektiv die Möglichkeit erhalten an der 
Ausarbeitung und Überprüfung des Lärmaktionsplans 
mitzuwirken.  
 
Aus diesem Grund haben die Bürgerinnen und Bürger 
nun die Möglichkeit, den Entwurf des Lärmaktionsplans 
Oberhausen 4. Runde in der Zeit vom 12. August bis 
zum 6. September 2024 auf der Internetseite der Stadt 
Oberhausen unter folgendem Link einzusehen: 
 
http://www.oberhausen.de/oeffentlichkeitsbeteiligung-
laermaktionsplan-2024 
 
Der Aktionsplan liegt im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-
teiligung im benannten Zeitraum auch beim Bereich Um-
welt im Technischen Rathaus in Sterkrade (Bahnhofstra-
ße 66, 6. Etage, Raum B 607) von Montag bis Donners-
tag in der Zeit von 08:30 bis 12:00 Uhr und von 13:30 bis 
15:00 Uhr und am Freitag von 08:30 bis 12:00 Uhr aus. 
 
Anregungen und Hinweise können entweder direkt vor 
Ort, per E-Mail (laerm@oberhausen.de) oder per Post 
(Stadt Oberhausen, Fachbereich 2-2-10/Ökologische 
Planung, Bahnhofstraße 66, 46042 Oberhausen) einge-
reicht werden. 
 
Die bis zum 6. September 2024 eingegangenen Hin-
weise und Anregungen werden einer Abwägung unter-
zogen und das Abwägungsergebnis in den Lärmaktions-
plan eingebracht.  
 
Oberhausen, 01.08.2024 
 
 
Daniel Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
 
gemäß §§ 5 und 7 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) zur Fest stellung der 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
untersuchung für ein Vorhaben der Stadt Oberhausen  
 
Stadt Oberhausen, Bereich Umwelt, Untere Umwelt-
schutzbehörde, Gewässerschutz, Bahnhofstr. 66, 46145 
Oberhausen  
 
Der Bereich 5-6/Mobilität beantragt die Erteilung einer 
Plangenehmigung gemäß § 68 (2) Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) für die Neutrassierung eines verrohrten 
Abschnittes des Elpenbaches im Fußwegbereich zwi-
schen der Schwarzwaldstraße und der Elpenbachstra-
ße. Der vorhandene Regenwasserkanal ist so stark be-
schädigt, dass er auf einer Länge von 271 Meter ertüchtigt 
werden muss. Gleichzeitig ist zur Entlastung des Kanal-
netzes der Bau eines Retentionsbecken mit Bodenfilter an 
der Harkortstraße vorgesehen. Über dieses Becken sollen 
insbesondere bei Starkregenereignissen überschüssige 
Regenwässer in den Elpenbach abgeleitet werden.  
 
Gemäß § 5 Satz 1 UPVG stellt die zuständige Behörde 
fest, ob nach den §§ 6 - 14 für das geplante Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht oder nicht.  
 
Das oben beschriebene Vorhaben ist einem Vorhaben 
nach Ziffer 13.18.2 der Anlage 1 des UVPG gleichzusetzen. 
Daher ist eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
gemäß § 7 Absatz 2 UVPG in zwei Stufen durchzuführen. 
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In der ersten Stufe ist zu prüfen, ob bei dem Vorhaben 
besondere örtliche Gegebenheiten und damit Schutzkri-
terien vorliegen (z. B. Naturschutzgebiet, Landschafts-
schutzgebiet, Wasserschutzgebiet). Ergibt die Prüfung in 
der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen 
Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht.  
 
Das Vorhaben ist ein räumlich begrenztes Vorhaben und 
führt zur deutlichen Verbesserung der Regenwasser-
ableitung. Es liegt in keinem der hier genannten Schutz-
gebiete. Damit besteht keine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.  
 
Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.  
 
Oberhausen, 26.06.2024  
 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Dr. Palotz  
 
 

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
 
Gemäß § 11 der Satzung über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen der Stadt Oberhausen vom 22.12.2021 
laufen die Ruhezeiten folgender Reihengräber ab: 
 
Nordfriedhof Feld R 4 / A, Nrn. 1 - 287 
 
Mit dem Ablauf dieser Zeit ist es notwendig, die Anlagen 
zu beseitigen, die sich auf der Erdoberfläche befinden.  
 
Es ist jedoch möglich, Anträge auf Übernahme von Grab-
aufbauten (z. B. Grabsteinen) zu stellen. 
 
Die Anträge können in der Zeit vom 01.08.2024 bis 
30.08.2024 an die SBO Servicebetriebe Oberhausen, 
Eigenbetrieb der Stadt Oberhausen (Friedhofs- 
angelegenheiten), gerichtet werden. 
 
Später eingehende Anträge finden keine Berücksichti-
gung mehr.  
 
Oberhausen, 01.07.2024  
 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Jehn 
 
 

Bekanntmachung der Stadt Oberhausen 
 
Gemäß § 11 der Satzung über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen der Stadt Oberhausen vom 22.12.2021 
laufen die Ruhezeiten folgender Reihengräber ab: 
 
Nordfriedhof Feld R 10 / B, Nrn. 1 - 144 
 
Mit dem Ablauf dieser Zeit ist es notwendig, die Anlagen 
zu beseitigen, die sich auf der Erdoberfläche befinden.  
 
Es ist jedoch möglich, Anträge auf Übernahme von Grab-
aufbauten (z. B. Grabsteinen) zu stellen. 
 
Die Anträge können in der Zeit vom 01.08.2024 bis 
30.08.2024 an die SBO Servicebetriebe Oberhausen, 

Eigenbetrieb der Stadt Oberhausen (Friedhofs- 
angelegenheiten), gerichtet werden. 
 
Später eingehende Anträge finden keine Berücksichti-
gung mehr.  
 
Oberhausen, 01.07.2024 
 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Jehn 
 
 

WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen 
GmbH, Oberhausen 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss der WBO Wirtschafts-
betriebe Oberhausen GmbH - bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 
zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließ-
lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen 
GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 
zum 31. Dezember 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse 
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31.12.2023 sowie ihrer 
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 
bis zum 31. Dezember 2023 und 

 
- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
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unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, 
und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die ge-
setzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus 
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher 
Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-
ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können.  

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.  

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Un-
sicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.  
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- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und 
den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so dar-
stellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz  und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt.  

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens.  

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen 
Kontrollsystem, die wir während der Prüfung feststellen. 
 
Oberhausen, 4. März 2024 
 
Dr. Schulte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 
 
Dr. Schulte Dipl.-Ök. Lappe 
Wirtschaftsprüfer als Prüfungsleiter 
 
Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung, der An-
hang und der Bestätigungsvermerk sowie der Lage-
bericht werden hiermit bekannt gemacht. 
 
1. Der Jahresabschluss zum 31.12.2023 wird in der 

vorgelegten Form festgestellt und genehmigt. 
 
2. Der Bilanzgewinn für das Wirtschaftsjahr 2023 in 

Höhe von 4.047.704,11 € wird in Höhe von 7.704,11 € 
auf neue Rechnung vorgetragen. 

 
3. Der verbleibende Bilanzgewinn von 4.040.000,00 € 

wird an die Gesellschafter ausgeschüttet. Die 
Zahlung erfolgt in zwei Raten zum 01.07.2024 in 
Höhe von 2.040.000,00 € und zum 01.12.2024 in 
Höhe von 2.000.000,00 €, sofern die Liquidität der 
Gesellschaft dies zulässt. 

 
4. Der Geschäftsführung und den Aufsichtsratsmit-

gliedern wird für das Jahr 2023 Entlastung erteilt. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwal-
tungsgebäude der 
 
WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH, 
Zentraler Betriebshof, Buschhausener Str. 149, 
46049 Oberhausen, 

an folgenden Tagen jeweils in der Zeit von 09:00 -  
15:00 Uhr, Zimmer 2.24, zur Einsichtnahme aus: 
 
Montag, 26.08.2024 
Dienstag, 27.08.2024 
Mittwoch, 28.08.2024 
Donnerstag, 29.08.2024 
Montag, 02.09.2024 
 
Oberhausen, 28.06.2024 
 
WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH 
 
 
Julia Hadrossek Andreas Kußel 
 
 

Jahresabschluss zum 31.12.2023 der 
GMVA Niederrhein GmbH 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeinschafts-
Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein GmbH, 46049 
Oberhausen, hat am 7. Juni 2024 den Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2023 mit einer Bilanzsumme von 
65.340.127,94 € und einem Jahresüberschuss von 
27.011.249,99 € festgestellt. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht können nach vor-
heriger Terminabsprache bei der GMVA Niederrhein 
GmbH eingesehen werden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PKF Fasselt Partner-
schaft mbB, Duisburg, hat am 18. März 2024 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschluss-
prüfers 
 
An die GMVA Gemeinschafts-Müll-Verbrennungsanlage 
Niederrhein Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
46049 Oberhausen 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der GMVA Gemein-
schafts-Müll-Verbrennungsanlage Niederrhein Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2023 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der GMVA Gemeinschafts-Müll-Ver-
brennungsanlage Niederrhein Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2023 bis zum 31. Dezember 2023 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse  
 
- entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 

wesentlichen Belangen den deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 und 
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- vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen 
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrecht-
lichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den 
Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, 
für große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-
lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesent-
lichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungs-
legung und Vermögensschädigung) oder Irrtümern ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit 
der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Ver-
antwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen ge-

setzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für 
die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung 
des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber 
zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei 
von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesent-
lichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-
weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins-
gesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermes-
sen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus  
 
- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesent-

licher falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-
fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-
nen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen nicht auf-
gedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass aus 
Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstel-
lungen nicht aufgedeckt werden, da dolose Handlun-
gen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

 
- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung 

des Jahresabschlusses relevanten internen Kontroll-
system und den für die Prüfung des Lageberichts rele-
vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
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ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben. 

 
- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
methoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetz-
lichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben.  

 
- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessen-

heit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Un-
sicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestäti-
gungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu 
machen oder, falls diese Angaben unangemessen 
sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsver-
merks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

 
- beurteilen wir die Darstellung, Aufbau und Inhalt des 

Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der An-
gaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde lie-
genden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt.  

 
- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und 
das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

 
- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den ge-

setzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten 
Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichen-
der geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir da-
bei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde geleg-
ten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü-
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht 
ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwort-
lichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungs-
feststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während 
unserer Prüfung feststellen. 
 
Duisburg, 18. März 2024 
 
PKF Fasselt Partnerschaft mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Rechtsanwälte 
 
 
gez.: Lickfett gez.: Büchtmann 
Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüferin 
 
Oberhausen, 7. Juni 2024 
 
GMVA Niederrhein GmbH 
Geschäftsführung 
 
 
gez.: Michaela Schröder 
gez.: Frank Nachtsheim 
gez.: Dr. Adrian Richter 
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